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Zur sozialrechtlichen Handlungsfähigkeit des Minderjährigen 
Von Prof. Dr. Michael Coester, Göttingen 

I . Einführung*) 
Im Allgemeinen Teil des S G B , der durch Aufstellung 

einheitlicher Grundsätze und Regeln über das Sozialrechts­
verhältnis die Basis für die Gesamtkodifikation des Sozial­
rechts bereitstellt, findet sich in § 36 auch eine Bestimmung 
über die sozialrechtliche Handlungsfähigkeit Privater: 

„(1) Wer das fünfzehnte Lebensjahr vollendet hat, kann 
Anträge auf Sozialleistungen stellen und verfolgen sowie 
Sozialleistungen entgegennehmen. Der Leistungsträger soll 
den gesetzlichen Vertreter über die Antragstellung und die 
erbrachten Sozialleistungen unterrichten. 

(2) Die Handlungsfähigkeit nach Absatz 1 Satz 1 kann 
vom gesetzlichen Vertreter durch schriftliche Erklärung 
gegenüber dem Leistungsträger eingeschränkt werden. Die 
Rücknahme von Anträgen, der Verzicht auf Sozialleistungen 
und die Entgegennahme von Darlehen bedürfen der Zustim­
mung des gesetzlichen Vertreters." 

Die Regelungsthematik des § 36 S G B I ist allerdings eng 
begrenzt; sie betrifft nicht schlechthin die Fähigkeit, durch 
Rechtshandlungen sozialrechtliche Wirkungen hervorzuru­
fen, sondern nur die diesbezügliche Fähigkeit von Jugendli­
chen zwischen dem 15. und 18. Lebensjahr 1). Während über 
diesen Umstand noch allgemein Einigkeit besteht, erweist 
sich § 36 S G B I bei näherem Hinsehen als Quelle von 
Unsicherheit und Meinungsverschiedenheiten nicht nur bei 
Nichtsozialrechtlern2), sondern vor allem auch innerhalb der 
sozialrechtlichen Literatur 3). So ist schon die grundsätzliche 
Rechtsnatur der Vorschrift umstritten; erhebliche Divergen­
zen bestehen hinsichtlich des Verhältnisses der Handlungs­
macht des Minderjährigen nach § 36 I S. 1 S G B I zur 
Vertretungsmacht der Eltern oder der sonstigen gesetzlichen 
Vertreter, während deren Einschränkungsbefugnis nach 
Abs. 2 S. 1 noch gänzlich unerforscht ist; schließlich werden 
weder der sachliche und persönliche Anwendungsbereich 
der Vorschrift hinreichend deutlich noch die dogmatischen 
Querverbindungen zum Zivilrecht, etwa bezüglich der 
Selbstbestimmungsfähigkeit des Jugendlichen bei körper­
lichen Eingriffen4). Zumindest auf einige der durch § 36 

S G B I aufgeworfenen Probleme soll im folgenden näher 
eingegangen werden. 

I I . R e c h t s n a t u r u n d G r u n d k o n z e p t i o n 
des § 36 S G B I 

1. Verfahrens- oder materiellrechtliche 
Handlungsmacht 

Wie erwähnt, sind schon die Rechtsnatur und die syste­
matische Einordnung dieser Bestimmung umstritten. Zum 
Teil zieht man eine Parallele zu § 12 VwVfG und stuft § 36 
S G B I als eine verfahrensrechtliche, gesetzessystematisch 
also falsch plazierte Vorschrift ein5). Andere sehen in ihr eine 
Regelung der sozialrechtlichen Geschäftsfähigkeit in Erwei­
terung der zivilrechtlichen, durch §§ 104 ff. B G B festgelegten 
Grundsätze, also schwerpunktmäßig eine materiellrechtliche 

*) Dem Aufsatz liegt ein Vortrag zugrunde. Nur mit den Autorenna­
men werden zitiert: Bochumer Kommentar zum SGB, Allgemeiner 
Teil (1979) (Bochumer Kommentar/Bearbeiter); Burdenski/v. May-
dell/Schellhorn, Gemeinschaftskommentar zum S G B - Allgemei­
ner Teil, 2. Aufl. 1981; Grüner, S G B Bd. 1 (Loseblattwerk, 17. 
Ergänzungslieferung 1982); Hauck/Haines, S G B I (Loseblattwerk, 
4. Lieferung 1981); Peters, S G B - Allgemeiner Teil (Loseblattwerk, 
Stand 1979); Rohwer-Kahlmann/Ströer, S G B I (1979); SGB -
Sozialversicherung, Gesamtkommentar (Loseblattwerk, Stand 
1981) (GK/Bley); Wannagat, S G B (Loseblattwerk, Stand 1977, 
Bearbeiter: Thieme) 

1) Im übrigen werden die Grundsätze der §§ 104 ff. B G B entspre­
chend herangezogen, Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 1, 12, 
16; Burdenski/v. Maydell/Schellhom, § 36 Rz. 7; GK/Bley, Anm. 2 b 
aa, dd; Hauck/Haines, § 36 Rz. 3; Peters, § 36 Anm. 3, 17. Das gilt 
auch für Jugendliche ab 15 Jahren, die aus anderen als Alters­
gründen nicht voll geschäftsfähig sind. 

2 ) Vgl. ζ. B . Gemhuber, Familienrecht (3. Aufl, 1980), § 49 V I 4 (a. E.) , 
dazu unten bei F n . 46. 

3 ) Wesentliche Rechtsprechung zu § 36 S G B I ist - soweit ersichtlich 
- bisher noch nicht ergangen. 

4 ) Dazu unten I I I . 5.; zum Verhältnis des § 36 S G B I zu §§ 112, 113 
B G B unten bei F n . 68, 69. 

5) Peters, § 36 Anm. 2; Rohwer-Kahlmann/Ströer, § 36 Rz. 2. 
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Regelung 6); es fehlt auch nicht an einer vermittelnden Auf­
fassung7). 

Dieser Streit muß vor dem Hintergrund gesehen werden, 
daß rechtsgeschäftliches Handeln Privater im Sozialrecht -
als einem Sondergebiet des Öffentlichen Rechts - anderen 
Stellenwert hat als im Zivilrecht. E s ist häufig nicht konstitu­
tive Grundlage von Rechtsfolgen, sondern (nur) mitwirken­
des Handeln im Verwaltungsverfahren bei der behördlichen 
Anwendung zwingenden Rechts 8). Dennoch ist eine nur oder 
auch nur überwiegend verfahrensrechtliche Qualifikation 
des § 36 S G B I nicht zu halten. Der Gesetzgeber hat diese 
Bestimmung als Grundsatznorm angesehen, die die Stellung 
des einzelnen im Sozialrecht bestimmt; mit ihr sollte die 
sozialrechtliche Rechtsposition des Jugendlichen an seine 
Verpflichtungen angeglichen werden, die ihm auf sozialversi­
cherungsrechtlicher Ebene mit dem Eintritt ins Arbeitsle­
ben, verbreitet mit 15 Jahren, erwachsen9); gleichzeitig soll­
ten arbeitsrechtliche (§ 113 B G B ) und sozialrechtliche Hand­
lungsmacht miteinander in Einklang gebracht werden 1 0). 

Damit zielt § 36 S G B I auf eine materiellrechtliche Status­
veränderung des Jugendlichen 1 1). Unabweisbar ist diese 
Einschätzung geworden, seit die verfahrensrechtliche Kom­
ponente sozialrechtlicher Handlungsfähigkeit, wie sie zwei­
felsohne auch in § 36 S G B I steckt, gewissermaßen aus dieser 
Vorschrift extrahiert worden ist durch gesonderte Wieder­
aufnahme in den Regelungen des Sozialrechtsverfahrens, 
konkret in § 11 S G B X , auf prozessualer Ebene dann fortge­
setzt in § 71 I I S G G bzw. § 621 VwGO. § 11 S G B X ist die dem 
§ 12 VwVfG konzeptionell entsprechende Vorschrift, 
wodurch der verbleibende materiellrechtliche Kern des § 36 
S G B I deutlich zutage tritt. „Handlungsfähigkeit" im Sinne 
letzterer Bestimmung meint also nicht nur Mitwirkungs­
recht in Sozialrechtsverfahren, sondern umfaßt - im durch 
§ 36 S G B I eng gezogenen sachlichen Rahmen - auch die 
materiellrechtliche Verfügungsmacht über sozialrechtliche 
Ansprüche12). 

2. Inhaltliches Grundverständnis 
Damit ist noch nichts über das Verhältnis der Handlungs­

fähigkeit des Minderjährigen zur elterlichen Vertretungs­
macht gesagt. Die Stellungnahmen hierzu offenbaren Unsi­
cherheit über den inneren Grund, über die rechtliche Quali­
tät der vorverlagerten Handlungsfähigkeit. Nach einer Auf­
fassung tritt sie ergänzend neben die Vertretungsmacht der 
Eltern; deren Rechte und Pflichten zur Interessenwahrung 
des Minderjährigen gegenüber den Sozialleistungsträgern 
blieben unberührt13). Demnach bestünde konkurrierende 
Handlungsmacht mit der Möglichkeit widersprüchlicher 
Erklärungen. In diesem Fall soll diejenige des gesetzlichen 
Vertreters den Vorrang haben 1 4). Nach der Gegenauffassung 
verdrängt die rechtsgeschäftliche Handlungsmacht nach 
§ 36 I S. 1 S G B I für ihren Bereich die des gesetzlichen 
Vertreters; dessen fortbestehende Verantwortung äußere 
sich ausschließlich im Zustimmungsrecht nach § 36 I I S. 2 
S G B I sowie in der Möglichkeit, die Handlungsmacht des 
Minderjährigen gemäß § 36 I I S. 1 S G B I konstitutiv einzu­
schränken15). 

Wer den Grund für § 36 S G B I vor allem in Praktikabili-
täts- und Vereinheitlichungsgesichtspunkten sieht, mag die 
erstere Auffassung für vertretbar halten. Dogmatisch und 
rechtspolitisch hingegen spricht alles gegen sie. Zunächst ist 
darauf zu verweisen, daß die Bestimmung eines internen 
Vorentwurfs, wonach die Rechte und Pflichten des gesetzli­
chen Vertreters unberührt bleiben sollten, aufgegeben wor­
den ist zugunsten der Beschränkungsmöglichkeit nach 
Abs. 2 S. I 1 6 ) . Des weiteren spricht die vom Gesetzgeber 
selbst gezogene Parallele zu §§ 112, 113 B G B für die 
Annahme einer verdrängenden Teilmündigkeit des Jugend-. 
liehen 1 7). Dem könnte entgegengehalten werden, in jenen 
Bestimmungen begründe erst eine Generalermächtigung 
durch den gesetzlichen Vertreter die partielle Geschäftsfä­
higkeit des Minderjährigen, während die sozialrechtliche 
Handlungsfähigkeit ex lege, ohne grundsätzliches elterliches 
Einverständnis eintrete18). Dieser Unterschied findet jedoch 
schon darin seine hinreichende Rechtfertigung, daß § 36 

S G B I - im Gegensatz zu §§ 112, 113 B G B - die Handlungs­
macht des Jugendlichen sachlich eng begrenzt auf typischer­
weise vorteilhafte Geschäfte19) - die also sonst von den 
sorgepflichtigen Eltern vorzunehmen gewesen wären. 

Die Argumente für eine ausschließliche, wenn auch sach­
lich beschränkte Handlungsfähigkeit des Minderjährigen 
finden Unterstützung aus übergeordneter Sicht, wenn man 
die Regelung des § 36 S G B I eingebettet sieht in eine 
Entwicklung, die gekennzeichnet werden kann mit dem 
Stichwort „Selbstbestimmungsfähigkeit des Heranwachsen­
den in wichtigen Lebensfragen" und dem Konzept eines 
„In-Abschnitten-Mündig-Werdens"20). Dabei handelt es sich 
nicht um die Übertragung familienrechtlicher Kategorien 
auf das Sozialrecht, sondern um die Verwirklichung grund­
gesetzlicher Postulate auch im Sozialrecht2 1). Auf die (ver­
fehlte) Vorstellung einer besonderen „Grundrechtsmündig­
keit" von Jugendlichen kommt es insoweit nicht an; zu 
fordern ist nur die verfassungsfreundliche Auslegung einer 
gesetzlichen Vorverlagerung der Handlungsfähigkeit. 

Die Argumentation wird abgerundet durch rechtspoliti­
sche Erwägungen. Die Annahme fortbestehender, konkur­
rierender Handlungsmacht des gesetzlichen Vertreters 
erscheint als umständliche und übervorsichtige Position 
angesichts der Tatsache, daß die dem Minderjährigen zuge­
standene soziale Handlungsfähigkeit - wie schon erwähnt -
von vornherein auf im wesentlichen vorteilhafte Geschäfte 
beschränkt ist (§ 36 I S. 1, I I S. 2 S G B I). Zwar besteht auch 
im dem Grundgedanken nach vergleichbaren Bereich des 
§ 107 B G B Handlungskonkurrenz zwischen Minderjährigem 
und gesetzlichem Vertreter; diese ist jedoch komplikations­
trächtig22) und mit den Praxisbedürfnissen der Soziallei­
stungsträger kaum zu vereinbaren. Elternrecht und Eltern­
verantwortung sind mit Unterrichtungspflicht, §36 I S. 2 
S G B I, mit der Einschränkungsmöglichkeit nach Abs. 2 S. 1 
und der Konsensbindung bei potentiell nachteiligen 
Geschäften (Abs. 2 S. 2) hinreichend gewahrt23). Darüberhin-

^ Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 24; Grüner, § 36 Anm. I I . 3.; 
Hauck/Haines, §36 Rz. 3, 4; Casselmann, SGb 1977, 276, 277 
(„Partielle Geschäftsfähigkeit"); wohl auch GK/Bley, § 36 Anm. 1 b, 
2 b cc, 3. 

7) Wannagat/Thieme, § 36 Rz. 6: nur mittelbare Beeinflussung mate­
rieller Ansprüche. 

^ Dazu Hadre, V S S R 1973,183 ff., 185 ff. 
9 ) BT-Drucks. 7/868, S. 28 (RegE); BT-Drucks. 7/3786, S. 5 (BT-

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung); dem folgt einhellig die 
Literatur, krit. nur Merten, V S S R 1974, 324 ff., 340 f.; Trolldenier, 
Amtl. Mitteilungen d. L V A Rheinprovinz 1975,157 ff., 162. 

1 0 ) BT-Drucks. 7/868, S. 28, 45. 
n) Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 24. 
1 2 ) Dies wird von Wannagat/Thieme trotz der vertretenen Mittelposi­

tion abgelehnt, § 36 Rz. 6. 
13) Burdenski/v.Maydell/Schellhom, §36 Rz. 14; Grüner, §36 

Anm. I I I . 1.; Wannagat/Thieme, § 36 Rz. 7; wohl auch GK/Bley, § 36 
Anm. 9,10 e, 11 a. 

1 4 ) Vgl. vorstehende F n . ; widersprüchlich aber Wannagat/Thieme, 
a. a. O.: Der gesetzliche Vertreter soll die vom Minderjährigen 
abgegebene Willenserklärung nicht widerrufen können - dem­
nach gälte nicht elterlicher Vorrang, sondern die zeitlich frühere 
Erklärung. 

15) Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 24, 33, 62; Hauck/Haines, 
§ 36 Rz. 4, 9; so wohl auch BT-Drucks. 7/868, S. 28; Peters, § 36 
Anm. 9, 16; Hadra, V S S R 1973, 183 ff., 191; Kunz, ZblJugR 1978, 
212 ff., 217. 

1 6 ) Vgl. Hadre, a. a. O. 
1 7 ) Zu §§ 112,113 B G B Ρalandt/Heinrichs, B G B , 44. Aufl., § 112 Anm. 

1, § 113 Anm. 4. 
1 8 ) So Burdenski/v. MaydelllSchellhorn, § 36 Rz. 14. 
1 9 ) Dazu im einzelnen unten bei F n . 63. 
2 0 ) Zu letzterem Bosch, FamRZ 1973, 489 ff.; im einzelnen wird die 

Diskussion hier als bekannt vorausgesetzt, vgl. nur Gemhuber, 
Familienrecht, 3. Aufl. . 1980, §49 V I . In der sozialrechtlichen 
Literatur finden sich insoweit nur Andeutungen, vgl. Burdenski/ 
v. Maydell/Schellhom, § 36 Rz. 1; GK/Bley, § 36 Anm. 10 a, beide 
jedoch ohne Konsequenzen für das hier erörterte Konkurrenz­
problem. 

2 1 ) Zur verfassungsrechtlichen Qualität des Selbstbestimmungs­
postulats vor allem BGH, NJW 1974, 1947/1949 f. = FamRZ 1974, 
595 ff. 

2 2 ) Zu § 115 B G B Medicus, Allgemeiner Teü, 1982, Rz. 544, 545; 
MünchKomm/Kramer, § 115 Rz. 10. 

2 3 ) Kritik an der vorverlagerten Handlungsfähigkeit ist dennoch 
nicht ausgeblieben, Merten, V S S R 1974, 324, 340 f. 
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aus ungeschmälerten Fortbestand des elterlichen Vertre­
tungsrechts neben der durch § 36 I S. 1 S G B I eingeräumten 
Handlungsfähigkeit anzunehmen, hieße eine grundsätzlich 
sinnvolle Regelung in ihr Gegenteil zu verkehren. 

Als Zwischenergebnis ist also festzuhalten, daß in § 36 I 
S. 1 S G B I eine echte, die Vertretungsmacht der Eltern für 
ihren Bereich ausschließende Teilmündigkeit des Minder­
jährigen auf dem Gebiet des Sozialrechts statuiert wird 2 4). 

I I I . F o l g e r u n g e n u n d E i n z e l f r a g e n 
1. Die Einschränkung der Handlungsfähigkeit nach 

§3611 S. 1 S G B I 
Mit der Einschränkungsmöglichkeit nach § 36 I I S. 1 S G B I 

wird die verbleibende Oberverantwortung des gesetzlichen 
Vertreters gewahrt; die Ausübung reaktiviert seine latente 
Vertretungsmacht 2 5). Dem Persönlichkeits wert der vorgezo­
genen Handlungsfähigkeit entspricht, daß sie nur „einge­
schränkt", nicht gänzlich entzogen werden darf26). Auch 
wirkt die Einschränkung richtigerweise nur ex nunc; vom 
Mmderjährigen bereits empfangene Leistungen sind nicht 
rückabzuwickeln. Bei laufenden Anträgen hingegen kann 
der gesetzliche Vertreter den vom Minderjährigen gestellten 
Antrag wirksam zurücknehmen und damit faktisch eine 
rückwirkende Einschränkung erreichen 2 7). 

Unsicherheit besteht hinsichtlich der Einschränkungs­
freiheit des gesetzliehen Vertreters. Sozialrechtlich soll er 
offenbar keinen Bindungen unterliegen; man spricht von 
seinem „freien Ermessen" 2 8 ) oder lehnt sogar jegliche Pflicht 
zu Ermessenserwägungen ab 2 9). Rechtsmißbräuchliche E i n ­
schränkungen werden kaum erwähnt30); lediglich Gitter 
sucht sie unter Hinweis auf die Geltung des § 242 B G B auch 
im Öffentlichen Recht abzuwehren 3 1). 

Sieht man die sozialrechtliche Handlungsfähigkeit des 
Minderjährigen als Ausdruck persönlicher Selbstbestim­
mung, als Teilmündigkeit in Korrespondenz zu seiner 
„Arbeitsmündigkeit"32), so geht es hingegen nicht an, die in 
Abs. 1 gesetzlich eingeräumte Rechtsposition des Minderjäh­
rigen zur freien Disposition des gesetzlichen Vertreters zu 
stellen. Die Einschränkung unterliegt ihrerseits nicht nur 
quantitativen Grenzen; sie muß sich zwar nicht positiv als 
sachgerecht legitimieren, scheitert in ihrer Wirksamkeit 
aber, wenn sie die Interessen oder die Selbstbestimmung des 
Minderjährigen offenkundig grob und willkürlich mißachtet. 
Hierbei braucht man nicht § 242 B G B zu bemühen; es 
handelt sich um eine normimmanente Grenze der Einschrän­
kungsmöglichkeit. E s bedarf auch nicht der Erörterung, ob 
und wann die Verletzung sorgerechtlicher Pflichten im 
Innenverhältnis zum Minderjährigen - von der sozialrechtli­
chen Literatur ohnehin ignoriert3 3) - unmittelbar auf die 
öffentlichrechtliche Ebene durchschlagen kann 3 4). 

2. Die Unterrichtung des gesetzlichen Vertreters, 

§ 361 S. 2 S G B I 
Die Unterrichtung des gesetzlichen Vertreters nach § 36 I 

S. 2 S G B I soll die Effektivität seines Kontroll- und ggf. 
Einschränkungsrechts gewährleisten35). Während man sich 
im Ergebnis einig ist, daß im Regelfall die Leistungsträger 
zur Unterrichtung verpflichtet sind, sofern nicht besondere 
Umstände entgegenstehen36), bleiben zwei Fragen klärungs­
bedürftig: (1) Welches sind die Umstände, die zur Unterlas­
sung der Unterrichtung legitimieren? (2) Muß einem weiter­
gehenden Informationsverlangen des gesetzlichen Vertre­
ters nachgekommen werden? 

Die einer Unterrichtung nach § 361 S. 2 S G B I möglicher­
weise entgegenstehenden Umstände werden in der sozial­
rechtlichen Literatur kaum konkretisiert. Die Unterrichtung, 
so wird gesagt, könne ausnahmsweise unterbleiben, wenn 
sie nicht möglich oder „untunlich" sei 3 7); andere betonen die 
Notwendigkeit „besonderer Gründe"38). Ob den Leistungs­
trägern insoweit ein Ermessens- oder Beurteilungsspielraum 
zusteht, ist streitig3 9). Den sachlichen Hintergrund bilden 
dabei vorwiegend verwaltungsökonomische Gesichts­

punkte. Die Umwandlung des § 36 I S. 2 S G B I in eine Muß-
Vorschrift, wie vom Bundesrat angeregt40), wurde mit der 
Begründung abgelehnt, dem stünden die Belange der Lei ­
stungsträger entgegen, eine solche Regelung sei unpraktika­
bel 4 1). Diese Fixierung auf die Interessen der Leistungsträger 
erscheint zu eng, wenn man die Handlungsfähigkeit des 
Minderjährigen als echte Teilmündigkeit, als vorzeitige 
Lösung von elterlicher Fremdbestimmung begreift. Unter 
diesem Aspekt müssen auch persönliche Interessen des 
Minderjährigen bei der Entscheidung über die Unterrich­
tung der Eltern eine Rolle spielen. Damit ist den Leistungs­
trägern eine über ihre eigenen Belange hinausgehende Ver­
antwortung auferlegt, wie etwa im Falle der ärztlichen 
Behandlung Drogenabhängiger deutlich wird oder bei Bean­
tragung „sonstiger Hilfen" im Sinne der §§ 200 e, 200 f R V O 
(Empfängnisverhütung, Schwangerschaftsabbruch)4 2). 

Ähnliche Erwägungen gelten für ein über § 361S. 2 S G B I 
hinausgehendes Informationsverlangen des gesetzlichen 
Vertreters. E i n entsprechendes Informationsrecht wird be­
jaht unter Hinweis auf das Eltern- oder Sorgerecht4 3). Aus 
dem Elternrecht allein kann sich ein generelles Informa­
tionsrecht jedoch nicht ergeben44), und bezüglich des Sorge­
rechts ist dessen Einschränkung durch § 36 I S. 1 S G B I zu 
beachten. Soweit schutzwürdige Interessen des Minderjähri­
gen einer Unterrichtung nach § 36 I S. 2 S G B I entgegenste­
hen, muß deshalb auch einem positiven Auskunftsverlangen 
der Eltern nicht nachgegeben werden. 

2 4 ) Rechtsgeschäftliche Erklärungen der Eltern für den Minderjähri­
gen im Bereich des § 36 I S. 1 S G B I sind demnach analog § 177 
B G B zu behandeln. Sie können keineswegs schlechthin als E i n ­
schränkungserklärung nach § 36 I I S. 1 S G B I gewertet werden, 
zutr. Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 24; anders für § 113 I I 
B G B jedoch ΡalandtlHeinrichs, § 113 Anm. 4. 

25) Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 62. 
2 6 ) Vgl. demgegenüber den Wortlaut des § 113 I I B G B . Wie der Text 

die allg. M., wenngleich über das Ausmaß zulässiger Einschrän­
kungen Divergenzen bestehen, vgl. Bochumer Kommentar/Gitter, 
§ 36 Rz. 56 ff.; Burdenski/v. MaydeWSchellhorn, § 36 Rz. 20; GKI 
Bley, § 36 Anm. 11 b; Hauck/Haines, § 36 Rz. 11; Peters, § 36 Anm. 
16; Rohwer-Kahlmann/Ströer, § 36 Rz. 5; Gleitzke, DOK1976,25 ff., 
30. 

2 7 ) Zutr. Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 62; Burdenski/v. May-
dell/Schellhom, § 36 Rz. 2; Wannagat/Thieme, § 36 Rz. 7; mißver­
ständlich GK/Bley, § 36 Anm. 10 e. 

28) Rohwer-Kahlmann/Ströer, § 36 Rz. 5. 
29) Hauck/Haines, § 36 Rz. 10; vgl. BT-Drucks. 7/868, S. 28 („. . . wenn 

er das für angebracht und notwendig hält"), ähnlich Bochumer 
Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 56. 

3 0 ) Nach Wannagat/Thieme, § 36 Rz. 8, sollen auch sie wirksam sein; 
GK/Bley, § 36 Anm. 11 b (a. E.) deutet hier ganz vage eine Grenze 
an. 

31) Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 60; unklar Freitag, B K K 
1973,138 ff., 141, der möglicherweise die Eihschränkungsbefugnis 
materiell an die Interessenwahrung des Minderjährigen binden 
will. 

32) Bochumer Kommentar/Gitter, Vorbem. vor § 36 und vor § 3 Rz. 1. 
3 3 ) Obwohl diese bei § 113 I I B G B betont werden, Erman/'W'ester­

mann, B G B , 6. Aufl., § 113 Rz. 5; Staudinger/Dilcher, § 113 Rz. 21. 
3 4 ) Dazu in anderem Zusammenhang BVerwG v. 10.1.1980, Buchholz 

402.10, § 3 NÄG Nr. 42; OVG Berlin, FamRZ 1981, 87, 88; OVG 
Bremen, FamRZ 1982,190,191; OVG Hamburg, FamRZ 1983, 740. 

3 5 ) BT-Drucks. 7/868, S. 28; Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 40; 
GK/Bley, §36 Anm. 9; Hauck/Haines, §36 Rz. 9; Peters, §36 
Anm. 14. 

3 6 ) BT-Drucks., a. a. O.; Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 44; 
Hauck/Haines, § 36 Rz. 9; Wannagat/Thieme, § 36 Rz. 9; Peters, § 36 
Anm. 14. 

37) Wannagat/Thieme u. Peters, a. a. O. 
38) Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 44; GK/Bley, § 36 Anm. 9. 
3 9 ) Bejahend Burdenski/v. Maydell/Schellhom, § 36 Rz. 19; Rohwer-

Kahlmann/Ströer, § 36 Rz. 4 i. V. m. § 33 Rz. 4 (Ermessen); Grüner, 
§ 36 Anm. I I I . 2. (Beurteilungsspielraum); ablehnend Bochumer 
Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 44; GK/Bley, § 36 Anm. 9; Peters, § 36 
Anm. 14. 

<°) BT-Drucks. 7/868, S. 41. 
4 1 ) BT-Drucks. 7/868, S. 45; vgl. GK/Bley, § 36 Anm. 1 b, 9. 
4 2 ) So allein Hauck/Haines, § 36 Rz. 9; andeutungsweise auch Bur­

denski/v. Maydell/Schellhom, § 36 Rz. 19 für einen Sonderfall 
(getrennt lebende Eltern). 

43) Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 48; GK/Bley, § 36 Anm. 9; 
Grüner, Anm. I I I . 2. 

" ) Vgl. deshalb § 1634 I I I , 1711 I I I B G B . 

984 FamRZ 1985, Heft 10 



3. Der sachliche und persönliche Geltungsbereich 
des § 36 S G B I 

Hebt man den Blick von den einzelnen Tatbestandsele­
menten des § 36 S G B I und wendet sich dem allgemeinen 
Geltungsbereich der Norm zu, stößt man auch hier sogleich 
auf klärungsbedürftige Punkte. E s wurde bereits erwähnt, 
daß der Gesetzgeber und - ihm folgend - die Literatur die 
„Sozialrechtsmündigkeit" als Pendant zur Arbeits- und 
Arbeitsrechtsmündigkeit der §§ 112, 113 B G B verstehen4 5). 
Dies könnte den Schluß nahelegen, die sozialrechtliche 
Handlungsfähigkeit des § 36 I S. 1 S G B I gelte nur für den 
berufstätigen Jugendlichen und nur für den sozialversiche­
rungsrechtlichen Bereich, also nur für den eigenständig 
sozialversicherten Jugendlichen 4 6). In diesem Sinne könnten 
auch Äußerungen mißverstanden werden, ein Antragsrecht 
nach § 36 I S. 1 S G B I bestehe nur bei eigenen, nicht bei 
abhängigen Ansprüchen47). 

Demgegenüber ist darauf hinzuweisen, daß die Anglei-
chung von Arbeits- und Sozialrechtsmündigkeit zwar leiten­
des Motiv für die Schaffung des § 36 S G B I gewesen ist, als 
begrenzendes Tatbestandsmerkmal jedoch keinen Eingang 
in den Normtext gefunden hat. Einem einschränkenden 
Verständnis steht auch die Vereinheitlichungsfunktion des 
Allgemeinen Teils des S G B entgegen - hier sollten einheitli­
che Strukturen für das gesamte Sozialrecht geschaffen wer­
den, nicht nur für den Bereich der in Buch I V geregelten 
Sozialversicherung. Folgerichtig spricht § 36 I S. 1 S G B I 
ganz allgemein von Anträgen auf „Sozialleistungen" - ein in 
§ 11 S G B I definierter Begriff*8), der den Gesamtbereich aus 
sozialen Gründen gewährter staatlicher Leistungen umfaßt, 
auch soweit sie in §§ 18-29 S G B I nicht erwähnt sind und 
zum Teil sogar den Rahmen des S G B überschreiten (ζ. B . 
Leistungen zur Förderung der Vermögensbildung)49). Viele 
dieser Leistungen setzen ein Beschäftigungsverhältnis des 
Minderjährigen nicht voraus. So können dem Minderjähri­
gen ohne eigenes Versicherungsverhältnis ζ. B. Ansprüche 
auf Waisenrente aus der Unfall- oder Rentenversicherung 
(§§ 595, 1267 RVO) erwachsen; eigenständig versichert auch 
ohne Berufstätigkeit ist ζ. B. der Schüler in der Unfallversi­
cherung, § 539 I Nr. 14 RVO. Der Bereich der Sozialversiche­
rung wird verlassen etwa bei Leistungen der Ausbildungs­
förderung oder der Sozialhilfe. Eine bedürftige 15-Jährige, 
die sozialversicherungsrechtlich nicht abgesichert ist, kann 
demnach selbständig Leistungen betreffend Empfängnisver­
hütung oder Schwangerschaftsabbruch beantragen, §§37 a, 
37 b B S H G 5 0 ) . 

Nicht ganz so eindeutig zu beantworten ist die praktisch 
bedeutsame Frage, ob die Handlungsfähigkeit nach § 36 I 
S. 1 S G B I auch für das im Rahmen der ,JFamilienhilfe" in 
der gesetzlichen Krankenversicherung nur mitversicherte 
Kind gilt. Die Besonderheit der gesetzlichen Konzeption des 
§ 205 R V O besteht darin, daß der Anspruch auf Kranken­
oder sonstige Hilfe für Familienangehörige nicht diesen 
selbst, sondern dem Versicherten zusteht; die Familienhilfe 
soll ihn von seinen Unterhaltspflichten entlasten51). Dies 
schließt nicht aus, daß das Verfahren der Leistungsgewäh­
rung vom Angehörigen in Gang gesetzt wird; nur handelt er 
insoweit nicht aus eigenem, sondern aus fremdem Recht und 
bedarf deshalb des Einverständnisses des materiell 
Anspruchsberechtigten5 2). Bedenkt man, daß § 36 S G B I nur 
das altersbedingte Defizit in der Handlungsfähigkeit des 
Minderjährigen abmildern will, ergibt sich: Der 15jährige 
Jugendliche hat die gleiche Handlungsfreiheit wie ein voll­
jähriger Familienangehöriger53); wie dieser kann er mit E i n ­
verständnis des versicherten Elternteils Anträge stellen und 
verfolgen, nicht jedoch eigenständig über dessen Ansprüche 
disponieren. Diese Beschränkung folgt aus dem materiellen 
Sozialversicherungsrecht und hat mit § 36 S G B I nichts zu 
tun 5 4). Wie schon vor Schaffung des § 361 S G B I die altersbe­
dingte Handlungsbeschränkung des Minderjährigen55), 
könnte jedoch auch sie in der Praxis überspielt werden 
durch großzügige Annahme konkludent erklärten Einver­
ständnisses oder durch seine Unterstellung bei Fehlen zu 
Bedenken Anlaß gebender Umstände56). 

Sollte - wie von der Sachverständigenkommission für 
das S G B vorgeschlagen - den mitversicherten Familienange­
hörigen ein eigenes Antragsrecht eingeräumt werden 5 7), 
würde dies zu einem eigenen, wenn auch abgeleiteten 
Anspruch führen58). Damit wäre dem mitversicherten 
Jugendlichen die Ausübung seiner sozialrechtlichen Hand­
lungsfähigkeit in gleichem Maße ermöglicht wie dem eigen­
ständig versicherten jugendlichen Arbeitnehmer oder Lehr­
ling. 

4. Der gegenständliche Bereich der Handlungsfähig­
keit nach § 361 S. 1 S G B I 

Erforderlich erscheinen auch einige Bemerkungen zum 
gegenständlichen Bereich der vorverlagerten sozialrechtli­
chen Handlungsfähigkeit. E r ist, wie erwähnt, beschränkt 
auf „Sozialleistungen", und selbst insoweit sind typischer-
' weise nachteilige Rechtshandlungen an die Zustimmung des 
gesetzlichen Vertreters gebunden, § 36 I I S. 2 S G B I . Trotz 
Legaldefinition der Sozialleistungen in § 11 S G B I ergeben 
sich einige Zweifelsfragen hinsichtlich der Grenzen der 
Handlungsfähigkeit nach § 36 I S. 1 S G B I . Noch relativ 
unproblematisch ist die Einbeziehung auch der Beratungs­
und Auskunftsrechte nach §§ 14, 15 S G B I , sei es nun als 
besondere „Dienstleistung" der Leistungsträger59) oder als 
Annexrecht zu den eigentlichen Leistungsansprüchen60). 
Unter dem Aspekt des „notwendigen Sachzusammenhangs" 
ergibt sich auch auf der Passivseite eine gewisse Ausdeh­
nung der vorgezogenen Handlungsfähigkeit: Die Inan­
spruchnahme von Sozialleistungen ist mit der Verpflichtung 
- oder auch Obliegenheit - zur Mitwirkung im Sozialverwal-
tungsverfahren verbunden (§§ 60 ff. S G B I). Hierzu gehören 
Beweismittelbeibringung, persönliches Erscheinen, ärztli­
che Untersuchung und Behandlung oder Teilnahme an 
berufsfördernden Maßnahmen. Adressat dieser Pflichten ist 
der Jugendliche 6 1). Primär an ihn ist bei Säumnis auch der 
vorgeschriebene Hinweis (§ 66 I I I S G B I) auf mögliche 
Sanktionen nach § 66 I , I I S G B I zu richten. Aus dem 
Schutzgedanken des § 36 I I S. 2 S G B I ergibt sich jedoch, daß 
diese Sanktionen nur ausgelöst werden dürfen, wenn Hin-

4 5 ) Oben bei F n . 9,10. 
4 6 ) So könnte Gemhuber, Familienrecht, § 49 V I 4 (a. E.) , zu verstehen 

sein. 
47) Gruner, § 36 Anm. I I . 1.; Wannagat/Thieme, § 36 Rz. 6. 
**) Dieser Zusammenhang entspricht allg. Ansicht, vgl. nur Bochu­

mer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 27; Burdenski/v. Maydell/Schell­
horn, § 36 Rz. 13. 

4 9 ) Zum ganzen Bochumer Kommentar/Rode, § 11 Rz. 7, 8; ähnlich 
Grüner, § 36 Anm. I I . 1. 

^ Vgl. Bochumer Kommentar/Rode, § 11 Rz. 7; Knopp/Fichtner, 
B S H G , 4. Aufl. 1979, § 37 a Rz. 9. 

5 1 ) Vgl. nur Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung, Bd. I I 
(Stand 59. Nachtrag 1983) S . 406 b; Krauskopf, Soziale Kranken­
versicherung (Stand 1984), Vorbem. zu § 205 R V O ; Tons, D O K 
1982, 485, 486 (auch zur rechtspolitischen Problematik dieser 
Regelung; zu dieser auch Krasney, V S S R 1974,127,129 ff.). 

52) BSG, SozR § 205 R V O Nr. 23 = U S K 6777; Brackmann, Krauskopf, 
a. a. O. 

M) Gleitzke, D O K 1976,25 ff., 30. 
M ) So im Ergebnis auch Hauck/Haines, § 36 Rz. 5; Gleitzke, a. a. O.; 

mißverständlich Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 27. 
5 5 ) BT-Drucks. 7/868, S. 28; Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 5, 

75; Hauck/Haines, § 36 Rz. 2; Peters, § 36 Anm. 2. 
5 6 ) Zurückhaltend BSG [Fn. 521. Vgl. demgegenüber aber Tons, D O K 

1982, 485, 486: „Die Krankenkassen beanstanden keine Unter­
schrift, soweit nicht der entgegenstehende Wille des Versicherten 
erkennbar ist. Die allg. Übung ist, daß, wer Zugang zum Kranken­
scheinheft hat, als bevollmächtigt gilt." Tons möchte sogar eine 
„Ermächtigung kraft Familienrechts" (§§ 1626, 1627, 1356, 1357 
B G B ) jedenfalls der Hausfrau annehmen. 

5 7 ) Vgl. Brackmann, a. a. O., S. 406 b, c. 
5 8 ) Die verwaltungsverfahrensrechtliche Sichtweise und Diktion der 

Sozialrechtler (vgl. oben F n . 8) läßt dies nicht immer deutlich 
werden, vgl. Tons, D O K 1982, 485, 487. 

5 9 ) So Peters, § 36 Anm. 11. 
^ So Hauck/Haines, § 36 Rz. 5; vgl. Burdenski/v. Maydell/Schellhom, 

§ 36 Rz. 13. 
61) Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 38; Burdenski/v. Maydell/ 

Schellhorn, §36 Rz. 13; Hauck/Haines, §36 Rz. 8; Peters, §36 
Anm. 12. 
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aus ungeschmälerten Fortbestand des e l t e r l i c h e n V i π r 
tungsrechts neben der durch § 36 I S. 1 S G B I eingeräumter. 
Handlungsfähigkeit anzunehmen, hieße eine grundsätzlich 
sinnvolle Regelung in ihr Gegenteil zu verkehren. 

Als Zwischenergebnis ist also festzuhalten, daß in § 36 1 
S. 1 S G B I eine echte, die Vertretungsmacht der Eltern für 
ihren Bereich ausschließende Teilmündigkeit des Minder­
jährigen auf dem Gebiet des Sozialrechts statuiert wird' 4). 

I I I . Folgerungen u n d Einzel fragen 
1. Die Einschränkung der Handlungsfähigkeit nach 

§3611 S. 1 S G B I 
Mit der Einschränkungsmögüchkeit nach § 36 II S. 1 SGB I 

wird die verbleibende Oberverantwortung des gesetzlichen 
Vertreters gewahrt; die Ausübung reaktiviert seine latente 
Vertretungsmacht2 5). Dem Persönlichkeitswert der vorgezo­
genen Handlungsfähigkeit entspricht, daß sie nur „einge­
schränkt", nicht gänzlich entzogen werden darf 6). Auch 
wirkt die Einschränkung richtigerweise nur ex nunc: vom 
Minderjährigen bereits empfangene Leistungen sind nicht 
rückabzuwickeln. Bei laufenden Anträgen hingegen kann 
der gesetzliche Vertreter den vom Minderjährigen gestellten 
Antrag wirksam zurücknehmen und damit faktisch eine 
rückwirkende Einschränkung erreichen 2 7). 

Unsicherheit besteht hinsichtlich der Einschränkungs-
freiheit des gesetzlichen Vertreters. Sozialrechtlieh soll er 
offenbar keinen Bindungen unterliegen; man spricht von 
seinem „freien Ermessen" 2 8) oder lehnt sogar jegliche Pflicht 
zu Ermessenserwägungen ab 2 9). Rechtsmißbräuchliche Ein­
schränkungen werden kaum erwähnt30); lediglich Gitter 
sucht sie unter Hinweis auf die Geltung des § 242 B G B auch 
im Öffentlichen Recht abzuwehren3 1). 

Sieht man die sozialrechtliche Handlungsfähigkeit des 
Minderjährigen als Ausdruck persönlicher Selbstbestim­
mung, als Teilmündigkeit in Korrespondenz zu seiner 
„Arbeitsmündigkeit"32), so geht es hingegen nicht an, die in 
Abs. 1 gesetzlich eingeräumte Rechtsposition des Minderjäh­
rigen zur freien Disposition des gesetzlichen Vertreters zu 
stellen. Die Einschränkung unterhegt ihrerseits nicht nur 
quantitativen Grenzen; sie muß sich zwar nicht positiv als 
sachgerecht legitimieren, scheitert in ihrer Wirksamkeit 
aber, wenn sie die Interessen oder die Selbstbestimmung des 
Minderjährigen offenkundig grob und willkürlich mißachtet. 
Hierbei braucht man nicht § 242 B G B zu bemühen; es 
handelt sich um eine normimmanente Grenze der Einschrän­
kungsmögüchkeit. E s bedarf auch nicht der Erörterung, ob 
und wann die Verletzung sorgerechtlicher Pflichten im 
Innenverhältnis zum Minderjährigen - von der sozialrechtli­
chen Literatur ohnehin ignoriert33) - unmittelbar auf die 
öffentlichrechtliche Ebene durchschlagen kann 3 4). 

2. Die Unterrichtung des gesetzlichen Vertreters, 
§ 36 I S. Ζ S G B I 

Die Unterrichtung des gesetzlichen Vertreters nach § 36 I 
S. 2 S G B I soU die Effektivität seines Kontroll- und ggf. 
Einschränkungsrechts gewährleisten35). Während man sich 
im Ergebnis einig ist, daß im Regelfall die Leistungsträger 
zur Unterrichtung verpflichtet sind, sofern nicht besondere 
Umstände entgegenstehen36), bleiben zwei Fragen klärungs­
bedürftig: (1) Welches sind die Umstände, die zur Unterlas­
sung der Unterrichtung legitimieren? (2) Muß einem weiter­
gehenden Informationsverlangen des gesetzlichen Vertre­
ters nachgekommen werden? 

Die einer Unterrichtung nach § 361 S. 2 S G B I möglicher­
weise entgegenstehenden Umstände werden in der sozial­
rechtlichen Literatur kaum konkretisiert. Die Unterrichtung, 
so wird gesagt, könne ausnahmsweise unterbleiben, wenn 
sie nicht möglich oder „untunlich" sei 3 7); andere betonen die 
Notwendigkeit „besonderer Gründe"38). Ob den Leistungs­
trägern insoweit ein Ermessens- oder Beurteilungsspielraum 
zusteht, ist streitig39). Den sachlichen Hintergrund bilden 
dabei vorwiegend verwaltungsökonomische Gesichts­

punkte. Die Umwandlung des § 36 I S. 2 S G B I in eine Muß-
Vorschrift, wie vom Bundesrat angeregt40), wurde mit der 
Begründung abgelehnt, dem stünden die Belange der Lei ­
stungsträger entgegen, eine solche Regelung sei unpraktika­
bel4 1). Diese Fixierung auf die Interessen der Leistungsträger 
erscheint zu eng, wenn man die Handlungsfähigkeit des 
Minderjährigen als echte Teilmündigkeit, als vorzeitige 
Lösung von elterlicher Fremdbestimmung begreift. Unter 
diesem Aspekt müssen auch persönliche Interessen des 
Minderjährigen bei der Entscheidung über die Unterrich­
tung der Eltern eine Rolle spielen. Damit ist den Leistungs­
trägern eine über ihre eigenen Belange hinausgehende Ver­
antwortung auferlegt, wie etwa im Falle der ärztlichen 
Behandlung Drogenabhängiger deutlich wird oder bei Bean­
tragung „sonstiger Hilfen" im Sinne der §§ 200 e, 200 f R V O 
(Empfängnisverhütung, Schwangerschaftsabbruch)4 2). 

Ähnliche Erwägungen gelten für ein über § 361 S. 2 S G B I 
hinausgehendes Informationsverlangen des gesetzlichen 
Vertreters. E i n entsprechendes Informationsrecht wird be­
jaht unter Hinweis auf das Eltern- oder Sorgerecht4 3). Aus 
dem Elternrecht allein kann sich ein generelles Informa­
tionsrecht jedoch nicht ergeben44), und bezüglich des Sorge­
rechts ist dessen Einschränkung durch § 36 I S. 1 S G B I zu 
beachten. Soweit schutzwürdige Interessen des Minderjähri­
gen einer Unterrichtung nach § 36 I S. 2 S G B I entgegenste­
hen, muß deshalb auch einem positiven Auskunftsverlangen 
der Eltern nicht nachgegeben werden. 

2 4 ) Rechtsgeschäftliche Erklärungen der Eltern für den Minderjähri­
gen im Bereich des § 36 I S. 1 S G B I sind demnach analog § 177 
B G B zu behandeln. Sie können keineswegs schlechthin als Ein ­
schränkungserklärung nach § 36 I I S. 1 S G B I gewertet werden, 
zutr. Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 24; anders für § 113 I I 
B G B jedoch Palandt/Heinrichs, § 113 Anm. 4. 

25) Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 62. 
2 6 ) Vgl. demgegenüber den Wortlaut des § 113 I I B G B . Wie der Text 

die allg. M., wenngleich über das Ausmaß zulässiger Einschrän­
kungen Divergenzen bestehen, vgl. Bochumer Kommentar/Gitter, 
§ 36 Rz. 56 ff.; Burdenski/v. MaydeülSchellhorn, § 36 Rz. 20; GKI 
Bley, § 36 Anm. 11 b; Hauck/Haines, § 36 Rz. 11; Peters, § 36 Anm. 
16; Rohwer-Kahlmann/Ströer, § 36 Rz. 5; Gleitzke, D O K 1976,25 ff, 
30. 

2 7 ) Zutr. Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 62; Burdenski/v. May­
dell/Schellhom, § 36 Rz. 2; Wannagat/Thieme, § 36 Rz. 7; mißver­
ständlich GK/Bley, § 36 Anm. 10 e. 

28) Rohwer-Kahlmann/Ströer, § 36 Rz. 5. 
29) Hauck/Haines, § 36 Rz. 10; vgl. BT-Drucks. 7/868, S. 28 („. . . wenn 

er das für angebracht und notwendig hält"), ähnlich Bochumer 
Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 56. 

3 0 ) Nach Wannagat/Thieme, § 36 Rz. 8, sollen auch sie wirksam sein; 
GK/Bley, § 36 Anm. 11 b (a. E.) deutet hier ganz vage eine Grenze 
an. 

31) Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 60; unklar Freitag, B K K 
1973,138 ff., 141, der möglicherweise die Einschränkungsbefugnis 
materiell an die Interessenwahrung des Minderjährigen binden 
will. 

32) Bochumer Kommentar/Gitter, Vorbem. vor § 36 und vor § 3 Rz. 1. 
3 3 ) Obwohl diese bei § 113 I I B G B betont werden, Erman/Wester-

mann, B G B , 6. Aufl., § 113 Rz. 5; Staudinger/Dilcher, § 113 Rz. 21. 
3 4 ) Dazu in anderem Zusammenhang BVertuG v. 10.1.1980, Buchholz 

402.10, § 3 NÄG Nr. 42; OVG Berlin, F a m R Z 1981, 87, 88; OVG 
Bremen, FamRZ 1982,190,191; OVG Hamburg, FamRZ 1983, 740. 

3 5 ) BT-Drucks. 7/868, S. 28; Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 40; 
GK/Bley, §36 Anm. 9; Hauck/Haines, §36 Rz. 9; Peters, §36 
Anm. 14. 

3 6 ) BT-Drucks., a. a. O.; Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 44; 
Hauck/Haines, § 36 Rz. 9; Wannagat/Thieme, § 36 Rz. 9; Peters, § 36 
Anm. 14. 

37) Wannagat/Thieme u. Peters, a. a. O. 
38) Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 44; GK/Bley, § 36 Anm. 9. 
3 9 ) Bejahend Burdenski/v. Maydell/Schellhom, § 36 Rz. 19; Rohwer-

Kahlmann/Ströer, § 36 Rz. 4 i. V. m. § 33 Rz. 4 (Ermessen); Grüner, 
§ 36 Anm. I I I . 2. (Beurteilungsspielraum); ablehnend Bochumer 
Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 44; GK/Bley, § 36 Anm. 9; Peters, § 36 
Anm. 14. 

4 0 ) BT-Drucks. 7/868, S. 41. 
4 1 ) BT-Drucks. 7/868, S. 45; vgl. GK/Bley, § 36 Anm. 1 b, 9. 
4 2 ) So allein Hauck/Haines, § 36 Rz. 9; andeutungsweise auch Bur­

denski/v. Maydell/Schellhom, § 36 Rz. 19 für einen Sonderfall 
(getrennt lebende Eltern). 

43) Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 48; GK/Bley, § 36 Anm. 9; 
Grüner, Anm. I I I . 2. 

" ) Vgl. deshalb § 1634 I I I , 1711 I I I B G B . 
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3. Der sachliche und persönliche Geltungsbereich 
des § 36 S G B I 

Hebt man den Blick von den einzelnen Tatbestandsele­
menten des § 36 S G B I und wendet sich dem allgemeinen 
Geltungsbereich der Norm zu, stößt man auch hier sogleich 
auf klärungsbedürftige Punkte. E s wurde bereits erwähnt, 
daß der Gesetzgeber und - ihm folgend - die Literatur die 
„Sozialrechtsmündigkeit" als Pendant zur Arbeits- und 
Arbeitsrechtsmündigkeit der §§ 112, 113 B G B verstehen4 5). 
Dies könnte den Schluß nahelegen, die sozialrechtliche 
Handlungsfähigkeit des § 36 I S. 1 S G B I gelte nur für den 
berufstätigen Jugendlichen und nur für den sozialversiche­
rungsrechtlichen Bereich, also nur für den eigenständig 
sozialversicherten Jugendlichen 4 6). In diesem Sinne könnten 
auch Äußerungen mißverstanden werden, ein Antragsrecht 
nach § 36 I S. 1 S G B I bestehe nur bei eigenen, nicht bei 
abhängigen Ansprüchen47). 

Demgegenüber ist darauf hinzuweisen, daß die Anglei-
chung von Arbeits- und Sozialrechtsmündigkeit zwar leiten­
des Motiv für die Schaffung des § 36 S G B I gewesen ist, als 
begrenzendes Tatbestandsmerkmal jedoch keinen Eingang 
in den Normtext gefunden hat. Einem einschränkenden 
Verständnis steht auch die Vereinheitlichungsfunktion des 
Allgemeinen Teils des S G B entgegen - hier sollten einheitli­
che Strukturen für das gesamte Sozialrecht geschaffen wer­
den, nicht nur für den Bereich der in Buch I V geregelten 
Sozialversicherung. Folgerichtig spricht § 36 I S. 1 S G B I 
ganz allgemein von Anträgen auf „Sozialleistungen" - ein in 
§ 11 S G B I definierter Begriff48), der den Gesamtbereich aus 
sozialen Gründen gewährter staatlicher Leistungen umfaßt, 
auch soweit sie in §§ 18-29 S G B I nicht erwähnt sind und 
zum Teil sogar den Rahmen des S G B überschreiten (ζ. B. 
Leistungen zur Förderung der Vermögensbildung)49). Viele 
dieser Leistungen setzen ein Beschäftigungsverhältnis des 
Minderjährigen nicht voraus. So können dem Minderjähri­
gen ohne eigenes VersicherungsVerhältnis ζ. B. Ansprüche 
auf Waisenrente aus der Unfall- oder Rentenversicherung 
(§§ 595, 1267 RVO) erwachsen; eigenständig versichert auch 
ohne Berufstätigkeit ist ζ. B. der Schüler in der Unfallversi­
cherung, § 539 I Nr. 14 RVO. Der Bereich der Sozialversiche­
rung wird verlassen etwa bei Leistungen der Ausbildungs­
förderung oder der Sozialhilfe. Eine bedürftige 15-Jährige, 
die sozialversicherungsrechtlich nicht abgesichert ist, kann 
demnach selbständig Leistungen betreffend Empfängnisver­
hütung oder Schwangerschaftsabbruch beantragen, §§ 37 a, 
37 b BSHG 5 0 ) . 

Nicht ganz so eindeutig zu beantworten ist die praktisch 
bedeutsame Frage, ob die Handlungsfähigkeit nach § 36 I 
S. 1 S G B I auch für das im Rahmen der ,J?amilienhilfe" in 
der gesetzlichen Krankenversicherung nur mitversicherte 
Kind gilt. Die Besonderheit der gesetzlichen Konzeption des 
§ 205 RVO besteht darin, daß der Anspruch auf Kranken­
oder sonstige Hilfe für Familienangehörige nicht diesen 
selbst, sondern dem Versicherten zusteht; die Familienhilfe 
soll ihn von seinen Unterhaltspflichten entlasten51). Dies 
schließt nicht aus, daß das Verfahren der Leistungsgewäh­
rung vom Angehörigen in Gang gesetzt wird; nur handelt er 
insoweit nicht aus eigenem, sondern aus fremdem Recht und 
bedarf deshalb des Einverständnisses des materiell 
Anspruchsberechtigten5 2). Bedenkt man, daß § 36 S G B I nur 
das altersbedingte Defizit in der Handlungsfähigkeit des 
Minderjährigen abmildern will, ergibt sich: Der 15jährige 
Jugendliche hat die gleiche Handlungsfreiheit wie ein voll­
jähriger Familienangehöriger53); wie dieser kann er mit E i n ­
verständnis des versicherten Elternteils Anträge stellen und 
verfolgen, nicht jedoch eigenständig über dessen Ansprüche 
disponieren. Diese Beschränkung folgt aus dem materiellen 
Sozialversicherungsrecht und hat mit § 36 S G B I nichts zu 
tun 5 4). Wie schon vor Schaffung des § 361 S G B I die altersbe­
dingte Handlungsbeschränkung des Minderjährigen55), 
könnte jedoch auch sie in der Praxis überspielt werden 
durch großzügige Annahme konkludent erklärten Einver­
ständnisses oder durch seine Unterstellung bei Fehlen zu 
Bedenken Anlaß gebender Umstände56). 

Sollte - wie von der Sachverständigenkommission für 
das S G B vorgeschlagen - den mitversicherten Familienange­
hörigen ein eigenes Antragsrecht eingeräumt werden 5 7), 
würde dies zu einem eigenen, wenn auch abgeleiteten 
Anspruch führen58). Damit wäre dem mitversicherten 
Jugendlichen die Ausübung seiner sozialrechtlichen Hand­
lungsfähigkeit in gleichem Maße ermöglicht wie dem eigen­
ständig versicherten jugendlichen Arbeitnehmer oder Lehr­
ling. 

4. Der gegenständliche Bereich der Handlungsfähig­
keit nach § 36 I S. 1 S G B I 

Erforderlich erscheinen auch einige Bemerkungen zum 
gegenständlichen Bereich der vorverlagerten sozialrechtli­
chen Handlungsfähigkeit. E r ist, wie erwähnt, beschränkt 
auf „Sozialleistungen", und selbst insoweit sind typischer-
' weise nachteilige Rechtshandlungen an die Zustimmung des 
gesetzlichen Vertreters gebunden, § 36 I I S. 2 S G B I. Trotz 
Legaldefinition der Sozialleistungen in § 11 S G B I ergeben 
sich einige Zweifelsfragen hinsichtlich der Grenzen der 
Handlungsfähigkeit nach § 36 I S. 1 S G B I. Noch relativ 
unproblematisch ist die Einbeziehung auch der Beratungs­
und Auskunftsrechte nach §§ 14, 15 S G B I , sei es nun als 
besondere „Dienstleistung" der Leistungsträger59) oder als 
Annexrecht zu den eigentlichen Leistungsansprüchen60). 
Unter dem Aspekt des „notwendigen Sachzusammenhangs" 
ergibt sich auch auf der Passivseite eine gewisse Ausdeh­
nung der vorgezogenen Handlungsfähigkeit: Die Inan­
spruchnahme von Sozialleistungen ist mit der Verpflichtung 
- oder auch Obliegenheit - zur Mitwirkung im Sozialverwal-
tungsverfahren verbunden (§§ 60 ff. S G B I). Hierzu gehören 
Beweismittelbeibringung, persönliches Erscheinen, ärztli­
che Untersuchung und Behandlung oder Teilnahme an 
berufsfördernden Maßnahmen. Adressat dieser Pflichten ist 
der Jugendliche 6 1). Primär an ihn ist bei Säumnis auch der 
vorgeschriebene Hinweis (§ 66 I I I S G B I) auf mögliche 
Sanktionen nach § 66 I , I I S G B I zu richten. Aus dem 
Schutzgedanken des § 36 I I S. 2 S G B I ergibt sich jedoch, daß 
diese Sanktionen nur ausgelöst werden dürfen, wenn Hin-

4 5 ) Oben bei F n . 9, 10. 
4 6 ) So könnte Gemhuber, Familienrecht, § 49 V I 4 (a. E.) , zu verstehen 

sein. 
47) Grüner, § 36 Anm. I I . 1.; Wannagat/Thieme, § 36 Rz. 6. 
^) Dieser Zusammenhang entspricht allg. Ansicht, vgl. nur Bochu­

mer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 27; Burdenski/v. Maydell/Schell-
hom, § 36 Rz. 13. 

4 9 ) Zum ganzen Bochumer Kommentar/Rode, § 11 Rz. 7, 8; ähnlich 
Grüner, § 36 Anm. I I . 1. 

5 0 ) Vgl. Bochumer Kommentar/Rode, § 11 Rz. 7; Knopp/Fichtner, 
B S H G , 4. Aufl. 1979, § 37 a Rz. 9. 

5 1 ) Vgl. nur Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung, Bd. I I 
(Stand 59. Nachtrag 1983) S. 406 b; Krauskopf, Soziale Kranken­
versicherung (Stand 1984), Vorbem. zu § 205 RVO; Tons, D O K 
1982, 485, 486 (auch zur rechtspolitischen Problematik dieser 
Regelung; zu dieser auch Krasney, V S S R 1974,127,129 ff.). 

52) BSG, SozR § 205 R V O Nr. 23 = U S K 6777; Brackmann, Krauskopf, 
a. a. O. 

M) Gleitzke, DOK 1976, 25 ff., 30. 
M ) So im Ergebnis auch Hauck/Haines, § 36 Rz. 5; Gleitzke, a. a. O.; 

mißverständlich Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 27. 
5 5 ) BT-Drucks. 7/868, S. 28; Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 5, 

75; Hauck/Haines, § 36 Rz. 2; Peters, § 36 Anm. 2. 
5 6 ) Zurückhaltend BSG [Fn. 52]. Vgl. demgegenüber aber Tons, D O K 

1982, 485, 486: „Die Krankenkassen beanstanden keine Unter­
schrift, soweit nicht der entgegenstehende Wille des Versicherten 
erkennbar ist. Die allg. Übung ist, daß, wer Zugang zum Kranken­
scheinheft hat, als bevollmächtigt gilt." Tons möchte sogar eine 
„Ermächtigung kraft Familienrechts" (§§ 1626, 1627, 1356, 1357 
B G B ) jedenfalls der Hausfrau annehmen. 

5 7 ) Vgl. Brackmann, a. a. O., S. 406 b, c. 
5 8 ) Die verwaltungsverfahrensrechtliche Sichtweise und Diktion der 

Sozialrechtler (vgl. oben F n . 8) läßt dies nicht immer deutlich 
werden, vgl. Tons, D O K 1982,485, 487. 

5 9 ) So Peters, §36 Anm. 11. 
^ So Hauck/Haines, § 36 Rz. 5; vgl. Burdenski/v. MaydelllSchellhorn, 

§ 36 Rz. 13. 
61) Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 38; Burdenski/v. Maydelll 

Schellhom, §36 Rz. 13; Hauck/Haines, §36 Rz. 8; Peters, §36 
Anm. 12. 
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weis und Fristsetzung auch gegenüber dem gesetzlichen 
Vertreter erfolgt sind 8 2). 

Auch über diese von den Sozialleistungen kaum trennba­
ren Handlungsbereiche hinaus ergeben sich Abgrenzungs­
fragen. So sollen ζ. B. Verträge über Sozialleistungen im 
Ermessensbereich des Leistungsträgers (§ 54 S G B X) aus 
dem Handlungsbereich des Jugendlichen herausfallen8 2 8). 
Diese Auffassung erscheint als zu engherzig. Zwar bedeutet 
die vertragliche Festlegung einer Ermessensleistung auch 
deren Begrenzung nach oben. Aus dem Zusammenspiel von 
§ 36 I S . 1 und I I S. 2 S G B I läßt sich jedoch entnehmen, daß 
nicht jeder auch nur potentielle Nachteil einer Rechtshand­
lung ihre Zustimmungsbedürftigkeit begründen soll. In 
Abs. 2 S. 2 sind nur bestimmte typischerweise nachteilige 
Geschäfte genannt, auf eine dem § 107 B G B entsprechende 
Generalklausel ist gerade verzichtet worden. Umgekehrt ist 
der Jugendüche in §36-1 S. 1 S G B I ausdrücklich zur 
wirksamen Entgegennahme von Sozialleistungen ermäch­
tigt worden8 3), obwohl die h. M. im Rahmen des § 107 B G B 
die Annahme einer geschuldeten Leistung als rechtlich nicht 
lediglich vorteilhaft einstuft84). Auch im Hinblick auf die 
insoweit viel weitergehende Parallelregelung des § 113 B G B 
sollte dem Jugendlichen ein gewisser Spielraum bei der 
sozialrechtlichen Selbstbestimmung zugestanden werden, 
zumal der Leistungsträger als sein Vertragspartner nicht 
eigennützige Interessenverfolgung zu betreiben hat, sondern 
einer „Betreuungspflicht" im Sinne optimaler Rechtsver­
wirklichung des Minderjährigen unterliegt85). 

Der durch den Begriff der „Sozialleistungen" gegenständ­
lich bezeichnete Bereich ist jedoch eindeutig verlassen bei 
Dispositionen bezüglich des sozialversicherungsrechtlichen 
Grundverhältnisses, beispielsweise dem Antrag auf Befrei­
ung von der Versicherungspflicht8 8), auf Erstattung von 
Beiträgen zur Rentenversicherung8 7) oder dem Beitritt zu 
einer Ersatzkasse und dem Antrag auf Befreiung von der 
Mitgliedschaft in der Pflichtkasse 8 8). Im Interesse eines 
bedeutungsvollen Mündigkeitsspielraums für den Heran­
wachsenden mag man diese Entscheidung des Gesetzgebers 
bedauern. Man sollte jedoch der Versuchung widerstehen, 
klare gesetzliche Regelungen neueren Datums nach rechts­
politischem Gutdünken „umzuinterpretieren". Auch der 
Umweg über § 113 B G B ist nicht gangbar: Vor Inkrafttreten 
des § 36 S G B I konnte legitimerweise darüber diskutiert 
werden, ob die Teilmündigkeit nach § 113 B G B auch auf 
die sozialversicherungsrechtüchen Folgen einer Beschäfti­
gungsaufnahme zu erstrecken sei 8 9). Nach Normierung der 
sozialrechtlichen Sondervorschrift des § 36 S G B I ist für 
einen solchen Übergriff des § 113 B G B ins Sozialrecht kein 
Raum mehr 7 0). 

5. Sonderproblem: Ärztliche Untersuchung 
und Behandlung 

E i n letztes Problem möchte ich gesondert hervorheben: 
die ärztliche Behandlung, unter Umständen sogar Operation 
des Minderjährigen als „Sozialleistung" der Sozialversiche­
rung oder der Sozialhilfe. Wie verhalten sich hier sozialrecht­
liche Mündigkeit und zivilrechtliche Einwilligungsbefugnis 
zueinander? Welche Bedeutung hat in diesem Zusammen­
hang § 63 S G B I , nach dem der Minderjährige im Rahmen 
seiner Mitwirkungspflichten gehalten sein kann, sich einer 
Heilbehandlung zu unterziehen, sowie § 65 I I S G B I, der 
unter bestimmten Voraussetzungen ein Ablehnungsrecht 
begründet? 

Nachdem auf zivilrechtlicher Ebene auch das Sorge­
rechtsgesetz von 1980 keine Teilmündigkeit in Fragen der 
ärztlichen Behandlung gebracht hat, trägt die Rechtspre­
chung der verfassungsrechtlich als geboten erachteten 
Selbstbestimmung des Heranwachsenden weiterhin von Fall 
zu Fall Rechnung. Die Einwilligung in ärztliche Eingriffe 
wird nicht als rechtsgeschäftliche Willenserklärung im Sinne 
der §§104 ff. B G B qualifiziert, sondern als tatsächliche 
Handlung, die schon dann in die alleinige Kompetenz des 
Kindes falle, wenn es „nach seiner geistigen und sittlichen 
Reife die Bedeutung des Eingriffs und seiner Gestattung zu 

ermessen vermag" 7 1). Dies kann, je nach individuellem Ent­
wicklungsstand und Schwere des Eingriffs, vor, aber auch 
nach der Vollendung des 15. Lebensjahres der Fal l sein. 

Hat § 36 S G B I für den Bereich des Sozialrechts insoweit 
eine Festlegung auf die 15-Jahres-Grenze bewirkt? Diese 
Frage ist zu verneinen, denn die von § 36 S G B I geregelte 
Entscheidungssituation ist eine ganz andere als die bei 
der Einwilügung. Letztere ist persönlichkeitsbezogen, sie 
betrifft die Entscheidung über die eigene körperliche Inte­
grität als immaterielles und fundamentales Rechtsgut. 
Davon zu trennen sind die rechtsgeschäftlichen, ökonomi­
schen Implikationen des ärztlichen Eingriffs. Dies tritt deut­
licher im Zivilrecht hervor, wo Fähigkeit zur Einwilligung 
und Fähigkeit zum Abschluß des Behandlungsvertrages 
sehr genau unterschieden werden 7 2). Der letzteren Ebene ist 
aber auch die in § 36 S G B I eingeräumte Handlungsfähigkeit 
zuzuordnen; daß die ärztliche Behandlung in der gesetzli­
chen Krankenversicherung als „Naturalleistung"73) erbracht 
wird, ändert daran nichts. Auch dem Kassenarzt gegenüber 
bedarf es der persönlichen, den Eingriff rechtfertigenden 
Einwilügung durch den Patienten. 

Handlungsfähigkeit im persönlichen Bereich nach dem 
Kriterium der tatsächlichen „Einsichtsfähigkeit" und Hand­
lungsfähigkeit im rechtsgeschäftlichen bzw. sozialrechtli­
chen Bereich stehen also nebeneinander. Will der Minderjäh­
rige eine ärztliche Maßnahme eigenständig durchsetzen, 
bedarf er kumulativ beider Handlungsfähigkeiten74). Die 
fehlende Deckungsgleichheit der jeweiligen Maßstäbe kann 
dazu führen, daß der Minderjährige in der persönlichkeitsbe-
zogenen Entscheidung schon frei ist, diese mangels Vollen­
dung des 15. Lebensjahres aber nicht realisieren kann 7 5). 
Umgekehrt ist es denkbar, daß dem sozialrechtlich schon 
Handlungsfähigen die notwendige Einsichtsfähigkeit im 
persönlichen Bereich fehlt. Letztere bleibt also stets geson­
dert zu prüfen. Die Entscheidung des BGH von 1971 über die 
Einwilügung einer 16-Jährigen in eine kosmetische Opera­
tion wäre also nicht anders ausgefaüen, wenn sie für ein 
sozialversichertes Mädchen nach Inkrafttreten des S G B I zu 
treffen gewesen wäre76). 

8 2 ) So Hauck/Haines, § 36 Rz. 8. Überzogen wirkt die Konstruktion 
bei Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 9, der im Wege der 
teleologischen Reduktion die Handlungsfähigkeit nach § 36 I S. 1 
S G B I auf den mitwirkenden Jugendlichen beschränken will. Zu 
schwach Schellhorn in Burdenski/v. Maydelli'Schellhorn, § 36 
Rz. 13, der die Einschaltung des gesetzlichen Vertreters nur als 
„zweckmäßig" bezeichnet. 

62a) Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 14; a. A. Grüner, § 36 
Anm. I I . 3. 

8 3 ) Die Verwendung hingegen unterliegt der Vermögenssorge der 
Eltern (wie etwa auch das Arbeitseinkommen bei § 113 BGB) , 
Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 37; Hauck/Haines, § 36 
Rz. 7; allg. M. 

M ) Vgl. Staudinger/Dilcher, § 107 Rz. 11 m. w. N. 
8 5 ) § 2 Abs. 2 Hs. 2 S G B I ; vgl. Hadra, V S S R 1973,183, 188. 
88) Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 27; Burdenski/v. Maydelll 

Schellhorn, §36 Rz. 13; Hauck/Haines, §36 Rz. 5; Peters, §36 
Anm. 11. 

87) Grüner, § 36 Anm. I I . 4.; Peters, § 36 Anm. 11. 
68) Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 27; Burdenski/v. Maydell/ 

Schellhorn, § 36 Rz. 13. Vor Inkrafttreten des S G B I bejahend 
Woltereck, SGb 1965, 161 ff., m. w. N. über den damakgen 
Streitstand. 

6 9 ) . Befürwortend Woltereck, a. a. O.; dagegen Krause, VerwArch 61 
(1970), 297 ff., 313 m. w. N.; Rohwer-Kahlmann, D O K 1951, 282 ff.; 
1952, 300 ff., 303. 

7 0 ) Gegen Peters, § 36 Anm. 6. Wie hier MünchKomm/Gitter, § 113 
Rz. 23. 

71) BGHZ 29, 33, 36 = FamRZ 1959, 200 mit krit. Anm. Bosch. 
7 2 ) Vgl. LG München I, F a m R Z 1979, 850 = NJW 1980, 646 (Schwan­

gerschaftsabbruch durch einsichtsfähige 16-Jährige: abgelehnt 
mangels elterlicher Zustimmung zum Arztvertrag). 

7 3 ) Ob sie im Licht des § 11 S G B I als Dienst- oder Sachleistung 
einzustufen ist, ist streitig, vgl. Bochumer Kommentar/Rode, § 11 
Rz. 10 (Dienstleistung); Burdenski/v. Maydell/Schellhom, § 11 
Rz. 9,13 (Sachleistung). 

7 4 ) Vgl. den vorstehend zitierten Fall ; so im Ergebnis - ohne nähere 
Begründung - auch Bochumer Kommentar/Gitter, § 36 Rz. 38; 
Hauck/Haines, § 36 Rz. 8. 

7 5 ) Zivilrechtlich besteht diese unbefriedigende Rechtslage bis zur 
Vollendung des 18. Lebensjahres. 

7 6 ) Vgl. BGH, NJW 1972, 335 = FamRZ 1972, 89. 
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Zu klären bleibt das Verhältnis zu den Mitwirkungs-
pflichten des Minderjährigen nach §§ 60 ff. S G B I. Ist der 
Minderjährige nach § 36 I S. 1 S G B I handlungsfähig, so ist 
grundsätzlich auch er selbst zur entsprechenden Mitwirkung 
bei der Erledigung seiner Leistungsanträge verpflichtet77), 
also gegebenenfalls auch zur Duldung einer ärztlichen 
Behandlung nach § 63 S G B I. Diese Verpflichtung besteht 
aber nur im Verhältnis zum Leistungsträger, auf sozialrecht­
licher, gewissermaßen „rechtsgeschäftlicher" Ebene. Sie 
erstreckt sich weder auf die persönlichkeitsbezogene Einwil­
ligung noch ersetzt sie diese gar. Ob der Minderjährige mit 
seiner Einwilligung den ärztlichen Eingriff rechtfertigen 
kann, richtet sich - zivilrechtlichen Grundsätzen entspre­
chend - allein nach seiner individuellen Einsichtsfähigkeit. 
Fehlt diese, kann der sozialrechtlich handlungsfähige Min­
derjährige seinen Mitwirkungspflichten allein nicht nach­
kommen, er bedarf seinerseits der Mitwirkung seines gesetz­
lichen Vertreters. 

Die persönlichkeitsbezogene Entscheidung über den E i n ­
griff wird allerdings an einer Stelle auch vom S G B selbst 
angesprochen, in § 65 I I S G B I : Der Leistungsberechtigte 
kann bei erheblicher körperlicher Betroffenheit die vom 
Leistungsträger geforderte Untersuchung oder Behandlung 
ablehnen. Hier ist das unvermittelte Durchschlagen der 
Entscheidung im Persönlichkeitsbereich auf die sozialrecht­
liche Ebene angeordnet, ersterer gebührt der Primat gegen­
über den sozialrechtlichen Mitwirkungspflichten. Damit 
sind aber auch die für höchstpersönliche Entscheidungen 
geltenden Mündigkeitsmaßstäbe berufen; § 36 S G B I paßt 
insoweit nicht. Die Mitwirkung kann aus höchstpersönli­
chen Gründen also nur dann verweigert werden, wenn 
insoweit die notwendige Einsichtsfähigkeit vorliegt. 

Damit kann als Grundsatz festgehalten werden: Für die 
sozialrechtliche Handlungsfähigkeit und die persönlich­
keitsbezogene Entscheidung über die eigene körperliche 
Integrität gelten verschiedene Mündigkeitsmaßstäbe, und 
zwar auch dann, wenn - wie in § 65 I I S G B I - der persönlich-
keitsbezogenen Entscheidung unmittelbarer Einfluß auf das 
sozialrechtliche Rechte- und Pflichtengefüge eingeräumt ist. 

I V . Zusammenfassende B e w e r t u n g 
Eine zusammenfassende Bewertung des § 36 S G B I 

ergibt, daß diese Vorschrift zwar auf sozialrechtlicher Ebene 
ein Ventil für das Selbstbestimmungsbedürfnis des heran­
wachsenden, oft schon im Arbeitsleben stehenden Jugendli­
chen schafft. Die reale Bedeutung der Regelung ist jedoch 
geringer, als es den Anschein haben mag. Zum einen wurde 
die sozialrechtliche Mündigkeit zumindest 16-Jähriger schon 
zuvor - teils auf gesetzlicher Grundlage, teils praeter legem -
praktiziert7 8). Zum zweiten läßt die ängstliche Kombination 
des Grundgedankens aus § 107 B G B mit der elterlichen 
Beschränkungsmöglichkeit des § 113 I I B G B dem Jugendli­
chen nur geringen, ohnehin auf das sozialrechtliche Verhält­
nis zum Leistungsträger begrenzten Gestaltungsraum. U m 
dem Jugendlichen ein Minimum an bedeutungsvoller sozial­
rechtlicher Teilmündigkeit zu sichern, empfiehlt sich des­
halb innerhalb der vorhandenen Spielräume eine Ausle­
gungstendenz zugunsten seiner vorverlagerten Handlungs­
fähigkeit. 

7 7 ) Oben bei Fn . 61,62. 
7 8 ) Oben Fn . 55. 
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